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1
Namenskonvention der Struktureinheiten für E-Mail Adressierung

1
Einleitende Regelungen und Definitionen

1.1
Zweck, Geltungsbereich

Die Dienstanweisung zum Umgang mit E-Mails ist eine innerdienstliche Vorschrift und in allen Ämtern und Eigenbetrieben der Stadtverwaltung anzuwenden. Sie regelt den allgemeinen Umgang mit E-Mails.

Das Versenden von E-Mails durch Mitarbeiter der Stadtverwaltung ist nur für rein dienstliche Zwecke statthaft. 

Die Dienstanweisung regelt nicht den Umgang mit E-Mails in der schulischen Ausbildung.

E-Mail ist als Kommunikationsmittel zur Beschleunigung und Vereinfachung von Verwaltungsvorgän​gen zu nutzen, soweit keine technischen, rechtlichen oder wirtschaftlichen Gründe dem entgegenste​hen.

Die Dienstanweisung soll dazu beitragen, den Verwaltungsablauf zu vereinheitlichen, zu vereinfachen, zu beschleunigen und helfen, Gefahren, die beim Umgang von E-Mails auftreten, weitestgehend zu vermeiden.

1.2
Definitionen Internet, Intranet

(1)
Internet: Weltweit größtes Computernetz, dem zahlreiche große Einzelnetze und auch Privat-Computer angeschlossen sind und somit ein umfassender Informationsaustausch weltweit mög​lich ist. Im Internet gibt es unterschiedlichste Dienste, wobei das World Wide Web (www) das Bedeutendste darstellt.

(2)
Intranet: Internes Netzwerk einer Verwaltung/Firma, das nach denselben Standards des Internets aufgebaut ist. 

1.3
Software zum Empfangen und Versenden von E-Mails

(1)
Zum Empfangen und Versenden von E-Mails ist nur die vom Amt für Datenverarbeitung und Statistik lizenzierte Software zu verwenden.

(2)
Die Installation dieser Software erfolgt durch das Amt für Datenverarbeitung und Statistik.

(3)
Weitere Regelungen über die aktuell eingesetzten Produkte zur Bürokommunikation enthält die Richtlinie zur DV-gestützten Bürokommunikation des Amtes für Datenverarbeitung und Statistik in der jeweils aktuellen Fassung.

2
Beschreibung der Problemstellung

Mit dem Anschluss des internen Netzes der Stadtverwaltung an das Internet, besteht die Möglichkeit, dass elektronische Post (Anfragen, Mitteilungen, Widersprüche etc.) von Bürgern etc. in der Stadtverwaltung eintrifft. Gleichzeitig besteht für die Mitarbeiter der Stadtverwaltung die Möglichkeit, auch auf diesem Wege, unter Einhaltung bestimmter Richtlinien, elektronische Post aus der Stadt-verwaltung zu versenden.

Da die Zahl der Internetnutzer stark steigt, muss sich auch die Stadtverwaltung Erfurt auf diese Art der Kommunikation einstellen.

Auf Grund der Eigenheiten bei dieser Form der Kommunikation, insbesondere den Möglichkeiten der schnellen und kostengünstigen Bearbeitung sowie den auftretenden Sicherheitsproblemen, sind ein​heitliche Regelungen für die Stadtverwaltung erforderlich. Das Versenden von E-Mails entspricht dem Verschicken einer "offenen" Postkarte. Damit ist die Vertraulichkeit der Nachrichten nicht gewährlei​stet. Eine Verschlüsselung (Kryptografie) von Nachrichten wird gegenwärtig nicht unterstützt. Dies ist beim Versenden von Nachrichten unbedingt zu beachten.

Wurden E-Mails in der Vergangenheit lediglich als Mittel für formfreie Mitteilungen betrachtet, hat sich deren Bewertung mittlerweile verändert: Sie gelten rechtlich (auch ohne digitale Signatur) als verbindliche Willenserklärungen und sind entsprechend zu behandeln.

Daraus abgeleitet sind zum derzeitigen Zeitpunkt z.B. der digitale Antrag für Reisepass, Personalaus​weis und Führerschein sowie das Einreichen von Widersprüchen nicht möglich, da die Gesetze einen schriftlichen Antrag vorsehen. 

Nach Umsetzung der EU-Richtlinie zur digitalen Signatur und Anpassung der zahlreichen Gesetze, die eine handschriftliche Unterschrift fordern, ist diese Dienstanweisung zu überarbeiten.

Die Mitarbeiter sind auf Grund der Besonderheiten beim Umgang mit E-Mails und der entsprechenden Software verstärkt zu schulen.

3
Verfahren zur Teilnahme an E-Mail

(1)
Interne E-Mail ist standardmäßig auf jedem vernetzten PC der Stadtverwaltung möglich und wird ohne gesonderten Antrag für jeden Nutzer eingerichtet.

(2)
Internet-E-Mail wird als genehmigungspflichtiges Verfahren eingerichtet (siehe auch DA 1.17) und entsprechend administriert. Die Namenskonvention für die Internet-Adressen entsprechen dabei den Regelungen der Schrift ”Informationen, Empfehlungen und Richtlinien zur DV-gestützten Bürokommunikation mit den Produkten Office 97 und Outlook 97” und sind mindestens an die Verfügbarkeit der Windows-95-Oberfläche und der E-Mail-Funktionalität der Komponente Outlook gebunden.

(3)
Grundlage für die Vergabe einer E-Mail-Adresse auf Amtsebene ist die von der Organisationsab​teilung erarbeitete und vom IV-Beirat bestätigte Namenskonvention der Struktureinheiten der Stadtverwaltung Erfurt (Anlage 1). Vorrang hat die Erreichbarkeit der Struktureinheit vor der Erreichbarkeit der Mitarbeiter der Struktureinheit.


Beispiel:

tiefbauamt@erfurt.de
Die E-Mail Adressierung der Organisationseinheiten unterhalb der Amtsebene erfolgt nach dem Schema 

organisationseinheit.amt@erfurt.de

Beispiel:

baudurchführung.tiefbauamt@erfurt.de
(4)
Der Antrag für die Bereitstellung eines Anschlusses an das Internet zum Versenden/Empfangen von E-Mails erfolgt mit dem Vordruck "Antrag auf Teilnahme/Änderung/Aufhebung am DV-Verfahren mit datenschutzrechtlich geschützten Daten".

(5)
Nach Bestätigung durch den jeweiligen Amtsleiter ist der Antrag an das Amt 17 weiterzuleiten.

(6)
Das Amt für Datenverarbeitung und Statistik entscheidet abschließend über die Realisierung des Anschlusses hinsichtlich Termin und technischer Realisierbarkeit.

(7)
Die zentrale Erreichbarkeit der Stadtverwaltung ist durch die Einrichtung des Postfaches mit der Adresse stadtverwaltung@erfurt.de  (Info-Stelle Rathaus) gewährleistet, das in Verantwortung der Abteilung Zentrale Dienste geführt wird. 

4
Allgemeine Grundsätze für den Umgang mit E-Mails

(1)
Die Datennetze sollen, entsprechend den Möglichkeiten und unter Beachtung der Gesetze, ange​messen genutzt werden. 

(2)
Nicht hingenommen werden können fahrlässige Unterbrechung des laufendes Betriebes, die Ver​breitung von wissentlich falschen Informationen und Nachrichten die gegen Gesetze oder allge​meingültige Regeln des Zusammenlebens verstoßen.

(3)
Dokumente zweifelhaften Charakters sind weder anzubieten noch nachzufragen.

(4)
Die Regeln des Datenschutzes sind zu beachten.
(5)
E-Mail ist kein Dokumenten-Management-System, d.h. E-Mail dient zur Übermittlung von Daten und nicht zur langfristigen Archivierung von Nachrichten.

(6)
Jedem Nutzer steht auf dem Mail-Server nur ein begrenzter Speicherplatz zur Verfügung.

(7)
Umfangreiche Präsentationen oder Dokumente sollen nicht versandt werden. 

(8)
Der leichtfertige Gebrauch der Datennetze, z.B. ein Weiterleiten einer Nachricht "an alle User" ist nicht statthaft.

(9)
Beim Adressieren einer E-Mail nach außerhalb ist auf die korrekte Schreibweise zu achten.

(10)
Dokumente dürfen nicht mit einer eingescannten Unterschrift versandt werden, die Fälschung anderer Dokumente mit dieser Unterschrift ist möglich bzw. täuscht ein Original vor.

(11)
Als Anlage sind nur Dateien zu versenden, die den in der Stadtverwaltung eingesetzten Program​men der Bürokommunikation entsprechen(Winword-doc, Excel-xls, Access-mdb, Power Point-ppt, Acrobat-pdf).

(12)
Die Nachrichten sind regelmäßig zu archivieren und nicht benötigte Nachrichten zu löschen.

5
Empfangen und Versenden von E-Mails

Diese Dienstanweisung stellt eine Ergänzung zur Allgemeinen Dienst- und Geschäftsanweisung der Stadtverwaltung 1.1/01 (ADGA) dar. 

5.1
Grundlegendes zum Ein- und Ausgang von E-Mails 

(1)
Die bestehenden Regelungen zur Behandlung der Postein- und ausgänge sind, soweit systembe​dingt übertragbar, auf E-Mail entsprechend anzuwenden. Hierbei ist die Informationspflicht gegenüber Vorgesetzten zu beachten. Dies hat in geeigneter Form zu erfolgen

(2)
Die Manipulation von E-Mails (z.B. Verfälschung des Absenders oder des Inhalts) ist verboten.

(3)
Alle internen E-Mail-Adressen sind im jeweiligen globalen Adressbuch eingetragen. Die externen E-Mail-Adressen der Stadtverwaltung sind in der Internetpräsentation der Stadt dargestellt. Die Aktualisierung erfolgt durch das Amt für Datenverarbeitung und Statistik nach erfolgter Mitteilung durch die Fachämter.

(4)
Jede ein- und ausgehende Internet-E-Mail wird einer Virenprüfung unterzogen. Bei Virusalarm werden der Absender, der Empfänger und das Operating im A17 automatisch benachrichtigt, die Mail wird im Regelfall gelöscht.

(5)
Zur Sicherung einer permanenten Kontrolle des elektronischen Posteinganges ist die eingesetzte Software während der Anwesenheit dauernd aktiv zu halten.

(6)
Bei Abwesenheit von Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern haben die verantwortlichen Stellen zu gewährleisten, dass die elektronische Dienstpost, sowohl im Amtspostfach als auch in den Persönlichen Postfächern arbeitstäglich geöffnet und ordnungsgemäß bearbeitet wird.
Die Gewährleistung des Zugangs zu extern und intern eintreffenden Nachrichten bei längerer Ab​wesenheit des Mitarbeiters (z.B. Jahresurlaub) ist durch die Nutzung des Abwesenheitsassisten​ten in Outlook zu sichern.

(7)
Bei nicht vorhersehbarer Abwesenheit eines Mitarbeiters ist ggf. der Administrator zu informieren. Dieser veranlasst die Weiterleitung der E-Mails an den Vertreter des Abwesenden.

5.2
Eingang von elektronischen Dokumenten

(1)
Der Empfänger der E-Mail oder der Vertreter entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen, ob die Dokumente nach der ADGA und ggf. Festlegungen der jeweiligen Organisationseinheit in den Geschäftsgang einzusteuern sind. Zu diesem Zweck sind die elektronischen Dokumente auszudrucken und der für die Posteingangsregistrierung zuständigen Stelle zu übergeben.

(2)
Geht eine E-Mail bei der elektronischen Poststelle (Info-Stelle des Rathaus) ein, so ist diese für den Empfang, die Speicherung und die Weiterleitung der elektronischen Postvorgänge verantwortlich.

(3)
Ist der Empfänger nicht zuständig, leitet er die E-Mail unverzüglich an den zuständigen Adressaten weiter, sofern dieser im elektronischen Adressbuch enthalten ist. Im anderen Fall erfolgt die Weiterleitung an die Abt. Zentrale Dienste. Dort wird die E-Mail gedruckt und über den normalen Postweg dem Fachamt zugesandt. Die weitere Behandlung der E-Mail erfolgt analog einem normalen Posteingang. Danach ist die empfangene E-Mail aus dem eigenen Postfach zu löschen.

(4)
E-Mails erfüllen formal derzeit nicht die in § 126 BGB oder in anderen Vorschriften geforderte Schriftform und ersetzen auch nicht die Erfordernisse von Schriftlichkeit und Unterschrift im Verwaltungsverfahren. Sie sind jedoch als verbindliche Willenserklärungen anzusehen und entsprechend zu behandeln. Sie sind gem. Abs. (1) auszudrucken und in den Geschäftsgang einzusteuern. Gehen rechtserhebliche Erklärungen von Bürgern, die besonderen Formvorschriften unterliegen, per elektronischer Post ein, ist die zuständige Stelle verpflichtet, die Vorlage der Unterlagen in Papierform nachträglich unter Setzung eines Termins zu verlangen. Die Frist gilt als gewahrt, wenn die E-Mail fristgerecht eingegangen ist und die schriftliche Nachreichung innerhalb der gesetzten Frist erfolgt. Solange noch keine digital signierten E-Mails inklusive Zeitstempelfunktion praktiziert werden, sind eingehende E-Mails, die Verwaltungsverfahren betreffen, hinsichtlich ihres Eingangszeitpunktes zu registrieren.

(5)
Über eingegangene E-Mails, deren Absender oder Inhalt zweifelhaft erscheinen und insbesondere zum Aktivieren von Programmen (Programmdateien) und sonstigen Eingaben auffordern, ist das Amt für Datenverarbeitung und Statistik zu informieren. Dieses entscheidet über die weitere Be​handlung. Unzulässig empfangene Software darf nicht angewandt werden.

(6)
Ist eine eingegangene externe Nachricht nicht lesbar, ist das Amt für Datenverarbeitung und Statistik zu benachrichtigen.

5.3
Versand von elektronischen Dokumenten

(1)
Für die tägliche Dienstpost soll soweit als möglich der elektronische Postverkehr genutzt werden. Die Zuständigkeitsregelungen (Unterschriftenregelungen etc.) bleiben unberührt.

(2)
Standardformat, insbesondere im Internet, soll die E-Mail selbst sein (Vermeidung von Kompatibilitätsproblemen zwischen Absender und Empfänger). Anlagen sind nur bei Notwendigkeit zulässig. 

(3)
Zum Versand geeignete Dokumente

Per E-Mail dürfen grundsätzlich alle Schreiben und sonstigen Dokumente versandt werden, für die nicht zwingend eine eigenhändige Unterschrift vorgesehen ist oder bei denen sonstige Formvorschrif​ten oder Zugangsvoraussetzungen nicht entgegenstehen. 

Die zu versendenden E-Mail, einschließlich Anlagen, sollte speicherminimiert sein (z.B. ohne grafische Elemente) und in der Regel 2 MB 
nicht überschreiten.

(4)
Anlagen in Dateiform

Anlagen in Dateiform sind grundsätzlich zulässig. 

Programmdateien ( .exe; .com) oder spezielle Dateiformate dürfen nur durch das Amt für  Datenverarbeitung und Statistik versandt werden bzw. bedürfen deren Genehmigung.

(5)
Prüfung der Versandadresse

Der Absender ist dafür verantwortlich, dass die E-Mail alle erforderlichen Angaben zum Absender und Adressaten enthält.

Adressat können ein oder mehrere Bedienstete in der Zielbehörde/-amt direkt, Bürger, Unternehmen, Schulen etc. sein.

5.4
Aufbau der elektronischen Dokumente

(1)
Erforderliche Angaben

Die E-Mail muss die Angaben zum Absender (Dienststelle, Bearbeiter, Geschäftszeichen, Datum, Te​lefon, Fax) und zum Adressaten (Versandadresse=Adresse auf dem Dokument) enthalten.

(2)
Formate von Anlagen in Dateiform

Elektronische Dokumente dürfen nur in einem festgelegten und für den Adressaten verarbeitbaren Format versandt werden. Die für den Dokumentenaustausch geltenden technologischen Regeln (Re​lease, Konvertierungs-Tools) sind zu beachten. Auf komplizierte Formatierungen und Grafiken soll verzichtet werden.

Anlagen in E-Mails nach außerhalb der Stadtverwaltung dürfen nur die Dateiformate des Programmpakets Office 97 oder des Programms Acrobat (.pdf) enthalten. Änderungen bzw. weitere Ausnahmen werden durch das Amt für Datenverarbeitung und Statistik bekannt gegeben.

Spezielle Dateiformate (z.B. von Fachanwendungen) sollen nur dann versandt werden, wenn bekannt ist, dass der Empfänger diese Dateien auch bearbeiten kann.

Beim Versenden von E-Mails innerhalb der Stadtverwaltung ist ggf. die unterschiedliche Versions​nummer der Programme zwischen Absender und Empfänger zu beachten (Versand immer mit der kleinsten Versionsnummer).

(3)
Gestaltung von externen E-Mail

Eine nach außerhalb der Stadtverwaltung Erfurt zu versendende E-Mail soll folgende Form besitzen:

Angaben zum Adressaten

E-Mail-Betreff

Sehr geehrte/r Frau/Herr,

Mit freundlichen Grüßen

Name

Funktion

Name des Amtes

Landeshauptstadt Erfurt

Stadtverwaltung

PF 10 05 53, 99005 Erfurt

Tel: 0361 655 XXXX
Fax: 0361 655 XXXX
e-mail: 
Struktur@erfurt.de 

Zur Vereinfachung beim Schreiben des Absenders ist die Autosignatur im Programm Outlook (Ordner Gesendete Objekte) zu nutzen.

(4)
Gestaltung von internen E-Mails

Abweichend von (3) können die Absenderangaben und die Grußformel gekürzt werden. Die Adresse ergibt sich aus der Übernahme aus dem Adressbuch und braucht nicht gesondert aufgeführt werden.

(5)
Schlusszeichnung; Zeichnungsbefugnis

Sofern Absender und Unterzeichner nicht identisch sind, hat der Absender vor Absendung des Dokuments die Zustimmung des Unterzeichneten hierzu einzuholen und zu dokumentieren.

(6)
Anlagen in E-Mails

Die einem elektronischen Dokument beigefügten Anlagen sind im Schreiben einzeln aufzuführen, um der empfangenden Stelle eine Überprüfung der Anzahl und des Formats der Anlagen zu ermöglichen. 

(7)
Dokumentation, Ablage

Die Grundsätze einer ordnungsgemäßen Aktenführung gelten sinngemäß auch für ein- und ausge​hende elektronische Dokumente.

Werden zu einem Vorgang Papierakten geführt bzw. ist diese vorgesehen, sind die elektronischen Dokumente - soweit diese als geschäftskritisch anzusehen sind - deshalb auszudrucken und nach den bestehenden Regelungen abzulegen; sie dürfen keinesfalls längerfristig gespeichert werden.

An Stelle der Absendebestätigung kann auf dem für die Akten bestimmten Ausdruck des Dokuments auch handschriftlich die Versendungsart, das Datum und das Namenszeichen der absendenden Per​son vermerkt werden. Sofern der Zugang eines elektronisch versandten Dokumentes nachgewiesen werden muss, ist zusätzlich die automatische Zustellbestätigung auszudrucken und zu den Akten zu nehmen.

Erhaltene, nicht als geschäftskritisch anzusehende E-Mails, sind nach Durchsicht zu löschen. 

5.5
Sachbearbeitung der E-Mail

(1)
Die beim Bearbeiter eingegangene E-Mail bzw. an ihn weitergeleitete E-Mail ist möglichst umge​hend zu bearbeiten. Ist dies nicht möglich, soll innerhalb von 2 Arbeitstagen, nach Erhalt der E-Mail, eine Eingangsbestätigung an den Absender gesandt werden. Gegebenenfalls ist ein Zwischenbescheid abzusenden. Dieser wird als E-Mail über den entsprechenden E-Mail-Anschluss des Amtes an den Bürger gesandt.

(2)
Das Ergebnis der Sachbearbeitung der E-Mail ist dem Absender, in Abhängigkeit vom Inhalt und der Wahrung der Sicherheit, entweder als E-Mail oder in Schriftform zuzusenden.

6
Datenschutz, Datensicherheit, Sicherheit

6.1
Dokumente mit personenbezogenen Daten

(1)
Die elektronische Übermittlung von Dokumenten mit personenbezogenen Daten ist nicht zulässig, die Regelungen der DA 1.9 in der jeweiligen gültigen Fassung bleiben unberührt. Bis zum Vor​liegen einer gesonderten verbindlichen Verfahrensweise, mit der Vertraulichkeit, Unversehrtheit und Authentizität der Daten gewährleistet werden kann, ist auf die elektronische Übermittlung sol​cher Daten zu verzichten.

(2)
Beispiele zu Dokumenten mit personenbezogenen Daten sind in der Allgemeinen Dienst- und Geschäftsanweisung der SVE Nr. 1.1/01 aufgeführt.

(3)
Über die in der ADGA Nr. 1.1/01 hinaus aufgeführten Beispiele werden auch Auskünfte über Kon​tostände, Bankverbindungen, Nummern von Kreditkarten, Ausschreibungsunterlagen etc. verstanden.

6.2
Sicherheit

Anonyme E-Mails und E-Mails, die die Sicherheit von Personen oder Gegenständen der Stadtverwal​tung zum Inhalt haben (z.B. Bombendrohungen etc.) sind nach den entsprechenden Dienstanweisun​gen/Richtlinien zu behandeln.

6.3
Protokollierung/Serversicherheit

Personenbezogene Daten, die zur Sicherstellung eines ordnungsgemäßen E-Mail-Betriebes erhoben und gespeichert werden (Protokolldaten), unterliegen der Zweckbindung nach § 20 Abs. 4 ThürDSG. Eine Auswertung solcher Daten darf nicht zu einer Leistungs- und Verhaltenskontrolle der Bedienste​ten herangezogen werden.

Für den behördeneigenen Mail-Server sind Sicherheitsmaßnahmen zu ergreifen, die eine Zutritts-, Zugangs- und Zugriffskontrolle gewährleisten.

6.4
Rechte

E-Mail über das Internet darf nur von den dazu berechtigten Stellen und Bediensteten genutzt werden. Die Verfahrensweise zur Antragstellung zur Teilnahme am Internet-E-Mail regelt diese Dienstanweisung.

7
Schulung und technische Betreuung

Die Aufgaben der Einweisung und Schulung der Bediensteten sowie grundsätzlich die technische Ein​richtung/Betreuung der elektronischen Post erfolgt durch das Amt für Datenverarbeitung und Statistik.

Die Einweisung, Schulung und Betreuung (nicht technisch) der Mitarbeiter der Info-Stelle Rathaus erfolgt durch das Personal- und Organisationsamt, Organisationsabteilung.

8
Amtsspezifische Regelungen

Die Organisationseinheiten der Stadtverwaltung können, soweit es aus betrieblichen und/oder ab​lauforganisatorischen Gründen unumgänglich ist, in Arbeitsanweisungen ergänzende Regelungen treffen. Diese Regelungen dürfen nur den internen Ablauf in der Organisationseinheit betreffen. Fra​gen der Sicherheit und des Datenschutzes sind davon, soweit sie eine Verringerung der Sicherheit bzw. des Datenschutzes bedeuten, ausgeschlossen.

9
In-Kraft-Treten

(1)
Die Dienstanweisung 1.02/01 der Stadtverwaltung Erfurt zum Umgang mit E-Mails tritt am 15.03.2001 in Kraft.

(2)
Gleichzeitig wird die Dienstanweisung 1.02 zum Umgang mit E-Mails vom 01.07.2000 außer Kraft gesetzt.

Ruge

Oberbürgermeister

Anlage 1:
Namenskonvention der Struktureinheiten für E-Mail Adressierung 

Struktur-Nr.
Bezeichnung
Adresse (ergänzt um @erfurt.de)

00.01.0000
Bereich des Oberbürgermeisters
BereichOberbuergermeister

11.00.0000
Personal- und Organisationsamt
Personalamt

11.00.0200
Personalrat
Personalrat

11.00.0300
Schwerbehindertenvertretung
Schwerbehindertenvertretung

14.00.0000
Rechnungsprüfungsamt
Rechnungspruefungsamt

16.00.0000
Stadtentwicklungsamt
Stadtentwicklung

17.00.0000
Amt für DV und Statistik
Datenverarbeitung

18.00.0000
Amt f. Ortschaften u. Stadtteile
Ortschaften-Stadtteile

20.00.0000
Stadtkämmerei
Stadtkaemmerei

21.00.0000
Stadtkasse
Stadtkasse

22.00.0000
Steueramt
Steueramt

23.00.0000
Liegenschaftsamt
Liegenschaftsamt

30.00.0000
Rechtsamt
Rechtsamt

31.00.0000
Umwelt- und Naturschutzamt
Umweltamt

32.00.0000
Ordnungsamt
Ordnungsamt

33.00.0000
Einwohner-und Meldeamt
Einwohnermeldeamt

34.00.0000
Standesamt
Standesamt

37.00.0000
Amt f. Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz
Feuerwehr

40.00.0000
Schulverwaltungsamt
Schulverwaltungsamt

41.00.0000
Kulturdirektion
Kulturdirektion

47.00.0000
Stadt- und Verwaltungsarchiv
Stadtarchiv

50.00.0000
Sozial- und Wohnungsamt
Sozialamt

51.00.0000
Jugendamt
Jugendamt

52.00.0000
Sportamt
Sportamt

53.00.0000
Gesundheitsamt
Gesundheitsamt

60.00.0000
Bauverwaltungsamt
Bauverwaltungsamt

61.00.0000
Stadtplanungsamt
Stadtplanungsamt

62.00.0000
Vermessungsamt
Vermessungsamt

63.00.0000
Bauordnungsamt
Bauordnungsamtläß

65.00.0000
Amt f. Hochbau u. Gebäudeverwaltung
Hochbauamt

66.00.0000
Tiefbauamt
Tiefbauamt

67.00.0000
Garten- und Friedhofsamt
Gartenamt

68.00.0000
Amt für Verkehrswesen
Verkehrsamt

69.00.0000
Amt f. Stadterneuer.u.Denkmalpflege
Stadterneuerung-Denkmal

80.00.0000
Amt für Wirtschaftsförderung
Wirtschaftsfoerderung

90.05.0000
Entwässerungsbetrieb
Entwaesserungsbetrieb

� Erfahrungswert Bayerischer Städtetag






